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     Für eine gerechte Energiewende

Die Energiewende ist längst noch keine ausge-

machte Sache. Weiterhin laufen neun Atommei-

ler in Deutschland und noch immer gehen Kohle-

kraftwerke neu ans Netz. Zwar ist die Umstellung

der Stromerzeugung auf erneuerbare Quellen in-

zwischen Regierungsprogramm. Aber auch Teile 

der Bundesregierung arbeiten kräftig daran mit,

dass die großen Stromkonzerne noch möglichst lan-

ge Geld mit Kohle- und Atomkraftwerken verdie-

nen. Viele wollten noch nie die Energiewende, an-

dere wollen noch möglichst lange an der Kohle-

verstromung festhalten. Zusammen mit der Groß-

industrie schüren sie jetzt die Debatte um angeb-

lich zu hohe Kosten, um die Erneuerbaren auszu-

bremsen.

Klar ist, die Energiewende erfordert große Inve-

stitionen. Aber treiben die erneuerbaren Energien

die Kosten für Stromverbraucher in unakzeptable

Höhen? Nein. Worauf es aber ankommt, ist die ge-

rechte Verteilung der Kosten. Und: Die Strompreise

steigen nicht nur wegen der erneuerbaren Ener-

gien. Steigen würden sie wegen nötiger Investi-

tionen und hoher Brennstoffkosten auch, wenn die

Energiewende nicht in Angriff genommen wird.

Allerdings sind jene Industrien, die besonders laut

hohe Preise beklagen, bereits mit üppigen Privi legien

ausgestattet und sogar Nutznießer der Energie-

wende. Trotzdem gibt die Regierung den Profitin-

teressen der Industrie ein ums andere nach – mit

der Folge, dass vor allem Privathaushalte, Handel

und Gewerbe zur Kasse gebeten werden.

Der BUND setzt sich ein für den schnellen Umstieg

auf erneuerbare Energien, den sofortigen Ausstieg

aus der Atomkraft, für mehr Effizienz und weni-

ger Stromverbrauch. Grundlage dafür ist auch eine

gerechte Energiewende, in der Kosten und Nutzen

der erneuerbaren Energien fair geteilt werden. Die

Industrie muss angemessen beteiligt, ungerecht-

fertigte Privilegien müssen gestrichen und sinkende

Bestandteile der Stromkosten an alle Verbraucher

weitergegeben werden.
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Die Energiewende schafft Unabhängigkeit von
riskantem Atomstrom und von fossilen Rohstof-
fen. Diese werden nicht nur immer teurer, sie be-
feuern auch die Klimaerwärmung. 

Dies hat seinen Preis. Doch wenn
die Energiewende nicht stattfin-
den würde, wäre es nicht preis-
werter. Öl, Gas und Steinkoh-
le werden zunehmend teurer,
schon heute summieren sich
die Importkosten fossiler Ener-
gieträger auf über 80 Mrd.
Euro jährlich. Und das obwohl der
verstärkte Einsatz von erneuerbaren
Energien diese Kosten bereits um sechs
Mrd. Euro reduziert hat. Bis 2030 wird ein An-
stieg der Importkosten auf 140 Mrd. Euro vor-
hergesagt. 

Hinzu kommt: Das Energiesystem muss sowie-
so modernisiert werden. Sowohl der hiesige
Kraftwerkspark als auch die Leitungsnetze zum

Transport der Energie sind veraltet. Die Kosten
für den Bau eines konventionellen Kraftwerks
sind in den letzten Jahren deutlich gestiegen, un-
ter anderem wegen hoher Stahlpreise. Und in die

europäischen Atomkraftwerke müssen
25 Mrd. Euro investiert werden, um

die gröbsten Sicherheitsmän-
gel zu beseitigen. Nach Analy-
sen der EU Kommission bis
2030 wird es nicht teurer,
egal ob in der EU in Kohle-
und Atomkraftwerke oder in

erneuerbare Energien inves-
tiert wird. 

Außerdem wurden allein für 2011 die
durch die Erneuerbaren vermiedenen Umwelt-
schäden auf rund 10 Mrd. Euro geschätzt. Im
Strompreis sind die „versteckten Nebenkosten“
von atomarem und fossilem Strom nicht einge-
preist. Genauso wenig wie die Milliarden, mit de-
nen beide seit Jahrzehnten gefördert werden.

Wäre es billiger, weiter auf Atom und Kohle zu setzen?



Die Förderung erneuerbarer Energien muss den
Entwicklungen angepasst werden ohne deren
Ausbau zu verzögern oder gar zu deckeln. Mit
der Debatte um die Strompreise hat das wenig
zu tun. Denn die Ökostrom-Förderung ist nicht
allein verantwortlich für die Preisentwicklung:
Seit Einführung der EEG-Umlage im Jahr 2000
stieg der Strompreis bis 2013 um etwa 13 Cent/
kWh. Die Umlage zur Förderung der Erneuerba-
ren macht davon jedoch nur 5,3 Cent aus. Etwa
sechzig Prozent der bisherigen Preiserhöhungen
haben also nichts mit den Erneuerbaren zu tun.
2014 wird die EEG-Umlage auf rund 6,3 Cent
steigen. Bei einem Haushaltsstrompreis von etwa
27 Cent/kWh macht die Förderung der Erneu-
erbaren Energien auch dann nur gut ein Fünf-
tel der Stromkosten aus. 

Der Strompreis setzt sich für private Endverbrau-
cher aus drei Teilen zusammen: Ein Drittel für
Energiebeschaffung und Vertrieb, ein Fünftel für
die Nutzung der Stromnetze und ein Teil für
Steuern und Abgaben (etwa 45 Prozent). Zu Letz-

teren gehört die Umlage nach dem Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG-Umlage), über die der
Ausbau der Erneuerbaren finanziert wird. Jedoch
ist der Strompreis nicht für alle Verbraucher
gleich hoch: Die Industrie zahlt deutlich weni-
ger als Handel, Gewerbe oder Privathaushalte.
Dies hat mehrere Ursachen:

Wer zahlt was und warum?





Haushalte zahlen für die Industrie
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+ 77 €/Jahr

+ 2,2 ct/kWh

+ 69 €/Jahr

+ 1,98 ct/kWh

eigentlicher 
Strompreis

eigentlicher 
Strompreis

2013
2014

Die stromintensive Industrie wird von der Finan-
zierung der Energiewende weitgehend ver-
schont. Der Staat lädt die Kosten einseitig bei
den übrigen Verbrauchern ab: bei privaten
Haushalten, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen
und nicht-begünstigten Industrieunternehmen.
Stromintensive Betriebe sind durch eine „Beson-
dere Ausgleichsregelung“ ganz oder teilweise von
der Umlage befreit. 

Diese Regelung wurde immer mehr ausgewei-
tet, zuletzt von der schwarz-gelben Bundesre-
gierung: 2003 waren es nur 59 privilegierte Un-
ternehmen, für 2013 sind rund 2370 Anträge auf
Befreiung von der EEG-Umlage gestellt (s. Abb.
2). Dies führt dazu, dass Unternehmen, die be-
sonders viel Strom verbrauchen nur wenig für
die Erneuerbaren zahlen. Alle anderen Ver-
braucher müssen deshalb gut 1 Cent/kWh mehr
bezahlen.

Auch Großbetriebe, die ihren Strom selbst erzeu-
gen sind von der Umlage befreit. Dieses Privi-

leg nehmen ebenso immer mehr Betriebe in 
Anspruch, so dass die Entlastungssumme hier
2014 schon bei etwa  2,4 Mrd. Euro liegt. Die
Mehrkosten für alle anderen: rund 0,7 Cent/kWh.
Würden die Kosten gerecht verteilt, könnte die
EEG-Umlage 2014 rund 2 Cent niedriger liegen
(s. Abb 1).

Abb. 1: Zwei Cent/Kilowattstunde zahlen Sie

inzwischen mehr, weil Schwarz-Gelb immer mehr

Unternehmen von den Energiekosten befreit hat.

Nicht die Erneuerbaren sind teuer – es sind die

Industriesubventionen. Quelle: IZES©
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Zwar ist Deutschland sicher kein Niedrigpreis-
Land für Energie, die Auswirkungen des Ausbaus
der erneuerbaren Energien werden von Seiten der
Industrie jedoch stark übertrieben. Gerade be-
sonders stromintensive Unternehmen sind so-
gar finanzielle Nutznießer der Energiewende: 

Die Industrie verbraucht in Deutschland grob die
Hälfte des Stroms. Und für mehr als die Hälfte
davon zahlt sie keine oder nur eine geringe EEG-
Umlage. Deshalb wird die besonders strominten-
sive Industrie insgesamt sogar entlastet. Der

Grund: Die Erneuerbaren dämpfen den Strom-
preis an der Strombörse. Dies überkompensiert
die ohnehin geringe Belastung solcher Unterneh-
men. Insgesamt sparten sie 2012 rund 600 Mio.
Euro an Stromkosten, pro Betrieb im Schnitt rund
1 Mio. Euro.

Stromintensive Industrie ist Nutznießer der 
erneuerbaren Energien

Abb. 2: Immer mehr Unternehmen

werden von der EEG-Umlage befreit.



Geschont zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit?

Weitere Ausnahmen für die Industrie gibt es bei
der Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung, den
Netzentgelten und der Ökosteuer. Viele dieser
Ausnahmen bewirken höhere Strompreise für
nicht-privilegierte Stromkunden. Insgesamt
sind diese Subventionen im Energiebereich im-
mer weiter gestiegen und belaufen sich aktu-
ell auf rund 16 Mrd. Euro pro Jahr. So nimmt die
Regierung den Unternehmen Anreize für einen
effizienteren Energieeinsatz.

Die Vergünstigungen werden damit begründet,
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der
stromintensiven Industrie nicht gefährden zu
wollen. Die wenigsten privilegierten Unterneh-
men sind jedoch starker internationaler Konkur-
renz ausgesetzt: Die Liste dieser Unternehmen
– vom Deutschen Wetterdienst über Rechenzen-
tren bis zu Vattenfalls Braunkohleabbau – ist in-
zwischen so lang und absurd, dass von vernünf-
tigen Regelungen keine Rede mehr sein kann.
Großverbraucher zahlen in Deutschland Strom-

preise kaum über dem Börsenpreis von etwa 
4 Cent – dies liegt unter dem EU-Durchschnitt.
Wird der Strom selbst erzeugt oder von gepach-
teten Kraftwerken bezogen, liegt er teils noch
darunter. Real sind seit 2007 die Preise für In-
dustriestrom in Deutschland gesunken, während
sie in fast allen anderen EU-Ländern gestiegen
sind.





Auch Kostensenkungen werden nicht weitergegeben

Neben dem stärkeren Wettbewerb auf dem
Strommarkt bewirken die Erneuerbaren, dass der
Preis an der Strombörse deutlich gesunken ist.
Da keine Brennstoffkosten anfallen, ist der
Strom aus Wind oder Sonne an der Börse viel bil-
liger als der aus Kohle- oder Gaskraftwerken. Je
größer der Anteil der Erneuerbaren am gesam-
ten Strommix, desto weniger Strom wird aus teu-
ren Kraftwerken gekauft und desto niedriger ist
sein Preis. 2011 beispielsweise haben die erneu-
erbaren Energien die Preise um 0,9 Cent / kWh
gesenkt.

Gesunken sind auch andere Kostenbestandtei-
le wie der CO2-Zertifikate-Preis oder die Gebüh-
ren für die Netznutzung. Von diesen Preissen-
kungen profitieren bislang nur große und mitt-
lere Verbraucher, die ihren Strom zu Sonderkon-
ditionen kaufen oder selbst erzeugen können. 

Insgesamt sind die Preise für Privathaushalte seit
2008 um 35 Prozent gestiegen, für Unterneh-
men mit Sonderverträgen im Schnitt um nur ein

Prozent. Für viele Großverbraucher sind sie so-
gar gesunken.  

EEG-Umlage zeigt nicht die echten
Kosten der Erneuerbaren
Die Erneuerbaren Energien senken den
Strompreis an der Börse – mit paradoxer
Wirkung: das erhöht die EEG-Umlage. Denn
die Umlage füllt die Lücke zwischen dem
Verkaufserlös des erneuerbaren Stroms an
der Börse und der höheren garantierten 
Vergütung für die Öko-Stromproduzenten.
Je geringer der Preis an der Börse, desto 
weniger wird mit dem Verkauf von Öko-
Strom verdient und umso größer wird die
Differenz zur garantierten Vergütung. 
Die Steigerung der Umlage um ein Cent in
2014 ist zur Hälfte mit diesem Effekt zu er-
klären – 25 Prozent sind zusätzliche Rabat-
te für die Industrie und nur etwa 0,15 Cent
auf den eigentlichen Erneuerbaren-Zubau
zurückzuführen.
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 Führt die Energiewende zu Energiearmut?F    

      

     

       

       

     

     

     

      

      

       

       

     

       

       

      

     

     

        

      

      

      

      

     

      

       

     

      

        

      

     

        

     

       

      

      

      

    

     

     

 

Die Kostenbelastung der Privathaushalte durch
die Energiewende hält sich insgesamt in Gren-
zen. Wenn die EEG-Umlage für 2014 auf gut 6
Cent/kWh ansteigt, bedeutet dies eine Mehr-
belastung von rund 3 Euro pro Monat. Die Strom-
kosten eines Durchschnittshaushaltes machen
insgesamt ein Viertel der Energiekosten aus, die
EEG-Umlage hiervon wiederum nur ein Fünftel.
Die deutlich größeren Preissteigerungen gab es
in den letzten Jahren bei Heizöl und Benzin. 

Es stimmt allerdings, dass einkommensschwache
Haushalte prozentual mehr von ihrem Budget für
fixe Kosten zahlen. Vor allem aber leiden Ein-
kommensschwache aber unter steigenden Mie-
ten und Heizkosten (der so genannten „zweiten“
Miete). Und dies auch in Ländern, die weiter auf
Strom aus Atom und fossilen Energien setzen. So
gelten in den USA 16 Millionen Haushalte als von
Energiearmut betroffen. Für Deutschland gibt es
hierzu keine gesicherten Zahlen. Im Jahr 2011 wur-
de 312.000 Mal Haushalten der Strom wegen Zah-
lungsrückständen abgedreht. 

Der BUND setzt auch hier auf nachhaltige Lö-
sungen. Schon vor Jahren haben wir zusammen
mit der Caritas Energieberatungen für einkom-
mensschwache Haushalte auf den Weg gebracht.
Mit entsprechenden Energiesparmaßnahmen
und dem Einsatz effizienterer Geräte können
kurzfristig Kosten und Energieverbrauch um 10
bis 30 Prozent verringert werden. Kombiniert mit
einer Prämie für stromsparende neue Geräte
könnten ärmere Haushalte konkret entlastet wer-
den. Nicht zuletzt gilt: würden die Kosten der
Energiewende endlich gerecht verteilt und der
Nutzen an alle weiter gereicht, könnte die Be-
lastung ebenfalls sinken.

Aber eine gute Sozial- und Arbeitsmarktpolitik
kann das nicht ersetzen. Denn wer einen an-
ständig bezahlten Job hat, braucht die nächste
Stromrechnung nicht zu fürchten. 

Und statt unredlicher Strompreisdebatten
braucht es einen sparsameren Umgang mit Ener-
gie und eine gerechte Energiewende.
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Raus aus der Atomkraft, hin zu einer klimafreundli-

chen Energieversorgung: Viele Tausend Menschen haben

mit uns für dieses Ziel demonstriert. Jetzt gilt es die

Energiewende umzusetzen!




